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Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Ein
einfacheres, klareres und besser durchsetzbares EU-Regelwerk

COM(2026) 380 final

Der federfiihrende Ausschuss fiir Fragen der Européischen Union

empfiehlt dem Bundesrat, zu der Vorlage gemaBl §§ 3 und 5 EUZBLG wie folgt
Stellung zu nehmen:

1. Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme vom 12. Juni 2026 (BR-Drucksache
280/26 (Beschluss)) begriifit, dass die Kommission einen stirkeren Fokus auf
die Grundsdtze der Subsidiaritdt und VerhédltnisméBigkeit legen will, und die
Kommission aufgefordert, das Subsidiarititsfrithwarnsystem weiterzuentwi-
ckeln. Nach Auffassung des Bundesrates stellen die den nationalen Parlamenten
nach dem Protokoll (Nr. 2) {iber die Anwendung der Grundsitze der Subsidiari-
tat und der VerhiltnisméBigkeit eingeraumten Rechte der Subsidiaritétsriige und
-klage wichtige Instrumente zur Kontrolle und Stirkung des Subsidiaritétsprin-
zips dar.

“ Erster Beschluss des Bundesrates vom 12. Juni 2026, Drucksache 280/26 (Beschluss)
Wiederaufnahme der Beratungen geméaB § 45a Absatz 4 GO BR (EU)
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2. Der Bundesrat hat das Verfahren zur Subsidiarititsklage der franzosischen Na-
tionalversammlung (Rechtssache C-553/24 Assemblée nationale de la Répu-
blique francaise/Europdisches Parlament, Rat der Europdischen Union) in seiner
Stellungnahme vom 17. Oktober 2025 mit Interesse zur Kenntnis genommen
(BR-Drucksache 461/25 (Beschluss)). Er stellt fest, dass sich hier erstmals die
Gelegenheit einer Befassung des Europidischen Gerichtshofs (EuGH) mit einer
Subsidiarititsklage ergibt.

3. In ihren Schlussantrigen legt die Generalanwiéltin die von den nationalen Par-
lamenten vorbringbaren Klagegriinde ,,wegen VerstoBes eines Gesetzgebungs-
akts gegen das Subsidiaritéitsprinzip (Artikel 8 des Protokolls (Nr. 2) iiber die
Anwendung der Grundsétze der Subsidiaritit und der VerhaltnisméaBigkeit) sehr
eng aus. Die Generalanwiéltin argumentiert zusammengefasst, dass bei Subsidi-
aritdtsklagen nach dem genannten Protokoll nur Klagegriinde vorgebracht wer-
den konnen, die sich mit dem Subsidiarititsprinzip im engsten Sinne befassen.
Argumente, die sich im Schwerpunkt auf mangelnde Gesetzgebungskompetenz
der EU oder das VerhiltnisméaBigkeitsprinzip beziehen, seien als unzuléssig zu
verwerfen.

4. Unabhéngig von der konkreten Rechtsfrage und der streitgegenstindlichen Ver-
ordnung (EU) 2024/1351 sieht der Bundesrat die erhebliche Gefahr einer um-
fangreichen Einschrinkung der Rechte der nationalen Parlamente nach dem
Protokoll (Nr. 2) iiber die Anwendung der Grundsétze der Subsidiaritit und der
VerhidltnisméBigkeit, die sich aus den in den Schlussantrigen gemachten
Rechtsausfiihrungen ergeben kann.

5. Die Instrumente, die den nationalen Parlamenten durch dieses Protokoll an die
Hand gegeben werden, zielen auf die Kontrolle der Wahrung der mitgliedstaat-
lichen Handlungs- und Gestaltungsspielriume — als Kehrseite der Ubertragung
von Hoheitsrechten, die in Deutschland nur mit Zustimmung des Bundestages
und des Bundesrates moglich ist. Dazu miissen sowohl die Einhaltung der
Kompetenzordnung als auch der EU-Mehrwert und die Erforderlichkeit der
Maflnahme gepriift werden konnen. Dies entspricht auch der Praxis der nationa-
len Parlamente im Umgang mit dem Subsidiaritdtsprinzip, da insbesondere die
fehlende EU-Kompetenz hiufiger Riigegrund in den Subsidiarititsriigen der na-
tionalen Parlamente ist, wie die Generalanwéltin selbst anfiihrt.
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Zudem sind die Prinzipien der begrenzten Einzelerméchtigung, der Subsidiaritit
und der VerhdltnisméBigkeit eng miteinander verkniipft. Das Subsidiaritétsprin-
zip gilt fiir ein Tatigwerden der EU im Bereich ihrer nicht ausschlieBlichen Zu-
standigkeiten. Die Subsidiaritdtspriifung schlieft daher eine Priifung der Zu-
standigkeit der EU zwingend mit ein. Es wére nicht vermittelbar, wenn die nati-
onalen Parlamente zwar Verstofe gegen das Subsidiarititsprinzip, nicht aber
den noch schwererwiegenden Eingriff in ihre Rechte, den EU-Vorgaben ohne
eine entsprechende Kompetenz der EU darstellen, riigen konnten. Der Bundes-
rat hat diese Auffassung bereits mehrfach bekriftigt (siche etwa BR-
Drucksache 186/17 (Beschluss), Ziffer 2, m.w.N.). Auch das Bundesverfas-
sungsgericht hat in seinem Urteil zum Vertrag von Lissabon die Bedeutung der
Zustandigkeitspriifung, insbesondere im Rahmen der Subsidiaritdtsklage, betont
(BVerfG, Urteil vom 30. Juni 2009, 2 BvE 2/08 u. a. Rn. 305).

Das Subsidiaritéitsprinzip (Artikel 5 Absatz 3 EUV) und das Verhiltnisméfig-
keitsprinzip (Artikel 5 Absatz 4 EUV) sind durch den Begriff ,,soweit” in Arti-
kel 5 Absatz 3 EUV verklammert, so dass beide Grundsitze nicht vollstindig
voneinander zu trennen sind. Wird den Mitgliedstaaten durch eine iiber das er-
forderliche Maf} hinausgehende Maflnahme der EU nicht so viel Raum fiir nati-
onale Entscheidungen wie mdoglich belassen, ist dies nicht nur unter Verhalt-
nismaBigkeits-, sondern auch unter Subsidiaritdtsgesichtspunkten relevant.
Selbst die Kommission betont, ,,dass die strenge Anwendung des Subsidiari-
tatsprinzips wesentlich ist, damit EU-Rechtsvorschriften nicht {iber das, was fiir
die Erreichung unserer gemeinsamen Ziele erforderlich ist, hinausgehen®, wie
aus ihrer Antwort auf die Stellungnahme des Bunderates vom 17. Oktober 2025
hervorgeht (siehe zu Drucksache 461/25 (Beschluss)).

Vor diesem Hintergrund weist der Bundesrat auf eine drohende erhebliche Be-
schneidung der Rechte der nationalen Parlamente hin, die sich aus den in den
Schlussantragen der Generalanwiltin gemachten Rechtsausfiihrungen ergeben
kann. Die Auslegung des Protokolls (Nr. 2) iiber die Anwendung der Grundsit-
ze der Subsidiaritdt und der VerhdltnismaBigkeit betrifft im konkreten Fall zwar
die Subsidiarititsklage, konnte aber in ihrer Allgemeinheit auch Auswirkungen
auf Subsidiarititsriigen im Sinne dieses Protokolls haben.
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9. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass die nationalen Parlamente der EU in
eine intensive Debatte iiber diese drohende Beschneidung ihrer Rechte eintreten
sollten.

10. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu priifen, wie diese Bedenken des
Bundesrates in das Verfahren eingebracht werden konnen.



	Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Europäischen Rat, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Ein einfacheres, klareres und besser durchsetzbares EU-Regelwerk

